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Gewinnbeteiligung und Miteigentum 
-Eine gegenwärtige Bedeutung von 
Nicklischs Betriebswirtschaftslehre-
I. Einleitung 
Shoichi Ohashi 
Akira W atanabe 
Einen "Vertreter der Gewinnbeteiligung" hat Klaus Chmielewicz 
Nicklisch genannt. n Gewinnbeteiligung ist ein ziemlich altes System, in dem 
es darum geht, daß die Arbeiter in irgend einer Form an der Verteilung des 
Gewinns der Unternehmung beteiligt werden. Es heißt, daß sie der als Autor 
des Werkes ''Der isolierte Staat" 2> bekannt gewordene Johann Heinrich von 
Thünen auf seinem Gut als erster in Deutschland praktiziert hatte. Bis zum 
Zweiten Weltkrieg war es in den einzelnen Betrieben unterschiedlich, ob 
und wie hauptsächlich den Angestellten ermöglicht wurde, Aktien der 
eigenen Unternehmung zu besitzen und dadurch am Gewinn beteiligt zu 
sein. Nach dem Zweiten Weltkrieg, als für viele Probleme, die mit der 
Mitbestimmung im Betrieb in Zusammenhang stehen, eine Lösung in Sicht 
1 ) Chmielewicz, K, Interessen in der Betriebswirtschaftslehre aus wissenschaftstheo-
retischer Sicht, in: Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (WSD (Hrsg.): Arbeitsorientierte Einzelwirtschaftslehre contra 
Kapitalorientierte Betriebswirtschaftslehre, Köln 197 4, S. 18. 
2 ) Thünen, J. H., Der isolierte Staat, 1826-63. 
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war, wurden unter der Bezeichnung "Miteigentum" verschiedene dies-
bezügliche Vorschläge gemacht. Miteigentum bezeichnet ein System, bei 
dem die Arbeitnehmer-ob aufgrund besonderer Verdienste oder ohne 
sie-Aktien der Unternehmung, in der sie arbeiten, erwerben können und 
auf diese Art und Weise am Betrieb und am Gewinn beteiligt werden. Der 
Sinn dessen ist, daß die Unternehmung den Beteiligten gemeinsam gehört. 
Zur Frage des Miteigentums kamen noch verschiedene andere 
Schlagworte; hauptsächlich sind das die Ertragsverteilung für die Arbeiter 
und über diese die Vermögensbildung in Arbeiterhand. Die Frage des 
Miteigentums betrifft sowohl die Ebene der Unternehmung als auch die 
staatliche Politik. In schneller Folge wurden juristische Maßnahmen 
vorgeschlagen, die dem Ziel dienen sollten, den Besitz von Aktien der 
eigenen Unternehmung leicht möglich zu machen. Die 1959 erfolgte Novelle 
des Aktiengesetzes wie auch der Erlaß eines neuen Aktiengesetzes 1969 
resultieren aus diesen Vorschlägen. 
Übrigens ist die Debatte zur Vermögensbildung um eine weitere 
Facette bereichert worden. Es sind Vorschläge geäußert worden, anstelle 
des Miteigentums der Arbeitnehmer am Betrieb oder an der Unternehmung 
eine Ertragsverteilung vorzunehmen, die über das Niveau des Betriebes 
hinausgeht. Die Gewerkschaften vertreten bezüglich des Miteigentums auf 
Betriebsniveau im Grunde einen ablehnenden Standpunkt; zu einer 
Ertragsverteilung auf einem über den Betrieb hinausgehenden Niveau sind 
Vorschläge von ihrer Seite zu verzeichnen. Dabei handelt es sich um ein 
System, in dem der Ertrag prosperierender Unternehmungen über diese 
hinaus in breiterem Maß, auf die Gesamtheit der Arbeiter verteilt werden 
soll. Diesem Vorschlag zugrunde liegen die Veränderungen in der 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation der Marktwirtschaft, die 
gekennzeichnet ist durch die Existenz strukturell schwacher Unter-
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nehmungen und das damit verbundene Anwachsen der Arbeitslosigkeit. Die 
Theorie, die einer solchen Auffassung von einer Ertragsverteilung über das 
Betriebsniveau hinaus zugrundeliegt, hat aber-aus der Perspektive der 
Nicklischschen Betriebswirtschaftslehre betrachtet-unübersehbare und 
schwerwiegende Schwächen. Wir möchten im folgenden aus der Perspektive 
der Nicklischschen Theorie diese Probleme untersuchen. Dadurch werden 
der Nicklischsche Begriff des Betriebsertrages bzw. die gegenwärtige 
Bedeutung einer Theorie der Wirtschaftlichkeit klar werden. Bezieht man 
sich auf Nicklischs Organisationsgesetze, ist die Mitbestimmung ein 
Problem, das mit dem Gesetz der Gestaltung verbunden ist. Dem gegenüber 
steht die Ertragsverteilung im Zusammenhang mit dem Gesetz der 
Erhaltung. 
II. Das Miteigentum und die Kritik daran 
Die Vorschläge zum Miteigentum kamen erst auf, als sich die Stürme 
gelegt hatten, die um die Mitbestimmung entstanden waren und in den 
Jahren 1951 und 1952, als das Mitbestimmungsgesetz und das Betriebsverfas-
sungsgesetz erlassen wurden, kulminierten. Auffällig ist, wie sehr das 
Miteigentum als Thema fortschrittlicher Sozialpolitik, besonders bei einer 
Vielzahl katholischer Vereinigungen, behandelt wurde. Die Bochumer 
Resolution, die auf dem dortigen Katholikentag verfaßt wurde, hat 
betriebliche Mitbestimmung als gottgewollt beschrieben und zu befördern 
versucht. In der Tat hat diese Erklärung die Diskussion angeregt und einen 
erheblichen Einfluß auf den Erlaß des Mitbestimmungsgesetzes ausgeübt. 
Jedoch verlagert sich der Schwerpunkt der Forderungen der katholischen 
Vertreter von der Mitbestimmung auf das Miteigentum. Die Bochumer 
Resolution behinderte ihrer Meinung nach die Vergesellschaftung der 
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grundlegenden Industrien; sie war erfolgreich insofern, daß die Mit-
bestimmung auf die Unternehmungen der Montanindustrie beschränkt war. 
Die nächste Aufgabe ist es, über die Erzielung bestimmter Ergebnisse 
hinaus die Mitbestimmung mit dem Miteigentum zu verbinden. Den 
katholischen Standpunkt bringt Friedrich Karrenberg folgendermaßen zum 
Ausdruck: Es muß unter allen Umständen vermieden werden, die 
Mitbestimmung in Richtung auf eine stärkere Sozialisierung des Eigentums 
an Produktionsmitteln zu entwickeln."3J Er schreibt weiterhin: "Hier kommt 
also von katholischer Seite ein ganz neuer Gesichtspunkt in die Debatte: 
Mitverantwortung und Mitbestimmung setzen sinnvollerweise Miteigentum 
voraus."4J 
Die Mitbestimmung hat im Grunde die Funktion, das Recht auf privates 
Eigentum zu beschränken; sie stützt sich auf Gedanken, die eine 
Abschaffung oder Beschränkung des Privateigentums beinhalten. Folglich 
verkörpert der Gedanke vom Miteigentum eine geistige Strömung, die das 
Recht auf Eigentum bejaht und schützen will. Vom katholischen Standpunkt 
aus ist das Recht auf Eigentum ein absolutes Recht. Aus diesem Grund sind 
die Forderung nach Miteigentum und der katholische Standpunkt 
gleichzusetzen. 
Es ist tatsächlich so, daß mit der Verwirklichung des Miteigentums die 
Arbeitnehmer-ob kollektiv oder individuell-Aktien ihrer Unternehmung 
besitzen würden, was dazu führen würde, daß sie formal auch an der 
Entscheidungsfindung beteiligt wären, Mitbestimmung also durchgesetzt 
wäre. Eine solche Mitbestimmung aber würde Entscheidungen bedingen, 
deren Voraussetzung das Recht auf Eigentum ist. Sie würde nicht 
3 ) Karrenberg, F., Mitbestimmung in der Wirtschaft, in: Jahrbücher für National-
ökonomie und Statistik, Band 164, 1952, Heft 6, Dezember, S. 429. 
4) Ebenda. 
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verhindern, daß die Entscheidungen allein im Interesse des Kapitals 
getroffen werden. Man kann sie also nicht als wirkliche Mitbestimmung 
bezeichnen. Gleichberechtigte Mitbestimmung durch Arbeit und Kapital 
heißt, daß Arbeit und Kapital gleichberechtigte Elemente des betrieblichen 
Entscheidungsprozesses sein müssen. 
Die katholische Bewegung für Miteigentum entwickelte sich weiter. 
1952 wurde seitens der katholischen Arbeitnehmerorganisation ein 
Vorschlag geäußert, der vom Sozialausschuß der CDU in das sozial-
politische Programm aufgenommen wurde. Im gleichen Jahr wurde auch 
der Arnold-Plan5> entwickelt Die Bewegung für das Miteigentum machte 
Fortschritte und forderte entsprechende Gesetze, so daß schließlich 1957 
ein entsprechender Entwurf von CDU- und CSU-Abgeordneten im 
Bundestage eingebracht wurde. Er umfaßte die bis dahin von katholischer 
Seite eingebrachten Anregungen; sein wesentlicher Inhalt soll im folgenden 
kurz dargelegt werden. 
Eine Unternehmung mit mehr als 100 Beschäftigten ist verpflichtet, 
diese am Gewinn zu beteiligen. Die Art der Beteiligung ist Sache der 
Vereinbarung mit den Beschäftigten; eine besonders potente Möglichkeit ist 
die Beteiligung entsprechend dem Kapital der Unternehmung (Aktienbesitz-
System). Die Aktien der Beschäftigten werden durch die Industrieverbände 
treuhänderisch verwaltet. Eine individuelle Verfügung des einzelnen 
Arbeitnehmers über seine Aktien wird nicht anerkannt, und die Aktien 
5) Karl Arnold, ehemaliger Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen, schlug vor, 
daß sich die Unselbständigen aufgrund freiwilliger Vereinbarungen mit einem Betrag 
von zwei Pfennig je Lohnstunde an der Kapitalbildung beteiligen. Die Unternehmen 
sollten diese Vermögensbildung durch einen zu ihren Lasten gehenden Zuschlag von 
zwei weiteren Pfennigen verdoppeln. Vgl. Föhl, C., Kreislaufanalytische Untersuchung 
der Vermögensbildung in der Bundesrepublik und der Beein/lußbarkeit ihrer Verteilung, 
Tübingen 1964, S. 120 f. 
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werden auch nicht gehandelt. Darüber hinaus heißt es im Absatz 21 des 
Vorschlags, daß es für die Zahl der Aktien, die den Arbeitnehmern von 
Aktiengesellschaften entsprechend den Regelungen des Betriebs-
verfassungs- und des Mitbestimmungsgesetzes gehören und die von den 
Industrieverbänden verwaltet werden, bei der Wahl des Aufsichtsrates kein 
Stimmrecht gibt. In Firmen, die in den Anwendungsbereich des Betriebsver-
fassungsgesetzes fallen, gilt, daß die von den Industrieverbänden 
verwalteten Aktien 33.3% des Grundkapitals nicht überschreiten sollen. Im 
Geltungsbereich des Mitbestimmungsgesetzes soll der Prozentsatz dieser 
Aktien nicht höher als 50 % sein.6) Die Überlegung, die diesem Vorschlag 
zugrunde liegt, ist sicher, daß nach dem Betriebsverfassungsgesetz ein 
Drittel, nach dem Mitbestimmungsgesetz die Hälfte der Mitglieder des 
Aufsichtsrates von der Arbeitnehmerseite ausgewählt wird. Im Falle 
normaler Aktien würde das eine Einschränkung der Rechte des Aktionärs 
bedeuten, weswegen man sagen kann, daß diese Regelung Aktien nur zur 
Teilhabe am Gewinn schafft. Mit Mitbestimmung hat das nichts zu tun. 
Herrschaft, die auf dem Besitz von Aktien gründet, ist hier ausgeschlossen. 
Neben den Forderungen von katholischer Seite gibt es auch Anhänger 
des Miteigentums unter den Sozialisten. In der offiziellen Argumentation 
sind Vergesellschaftung von Produktionsmitteln und Miteigentum beim 
Recht auf Privateigentum unvereinbar und entgegengesetzt. Ostdeutsche 
Wissenschaftler haben das Streben nach Miteigentum scharf kritisiert-was 
begründet ist durch eben diese offizielle Argumentation. Trotzdem gibt es 
einige Gewerkschaftler, die von sozialdemokratischen Ideen ausgehen und 
trotzdem das Miteigentum bejahen. Zu ihnen gehören Herbert Bachmann, 
6) Vgl. Miteigentum: Ein praktischer Vorschlag, herausgegeben von den Sozialaus-
schüssen der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft, Königswinter 1957. 
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Siegfried Aufhäuser und Karl Hinkeln. Wir möchten das Augenmerk 
insbesondere auf Bachmann lenken. 
In den westeuropäischen Gesellschaften, in denen es eine Tradition von 
Freiheit und Demokratie gibt, war ist kollektivistische Sozialisierung a la 
damalige Sowjetunion schwer denkbar. Deshalb, so meinte Bachmann, 
müsse man hier die Verteilung des Reichtums durch Miteigentum 
vornehmen und wirtschaftliche Gleichheit verwirklichen. Auf der Grundlage 
dieser Überlegungen entwickelte er das folgende Modell: Angenommen 
werden ein Grundkapital von 100 Millionen Mark, eine jährliche Quote des 
Gewinns nach Steuern von 10% und eine Ausschüttungsquote von 6%. Die 
übriggebliebenen 4% werden in der Unternehmung thesauriert. Das 
entspricht einer Summe von vier Millionen Mark Wenn man davon die Hälfte 
den Arbeitnehmern zur Verfügung stellt, verfügen sie über Aktien im Wert 
von zwei Millionen Mark Wenn man diesen Prozeß fortführt, hat die 
Gesamtsumme der Aktien der Arbeitnehmer nach 28 Jahren die gleiche 
Höhe erreicht wie der Anteil der Aktionäre am Anfang. Damit wäre eine 
Gleichverteilung des Reichtums erreicht. 
Bachmanns Ansichten zum Miteigentum sind in sich nicht wider-
sprüchlich. Es ist aber deutlich, daß die Wertschätzung des Eigentums, die 
dem Ansatz zugrundeliegt, mit dem das Privateigentum ablehnenden 
kommunistischen Gedankengut nicht konform geht. Dessen ungeachtet 
haben die Gewerkschaften eine Menge von Vorschlägen zum Miteigentum 
gemacht, die alle Bachmanns Ansatz ähneln, das Recht auf Eigentum 
verteidigen und die, zugespitzt formuliert, als syndikalistisch bezeichnet 
7 ) Bachmann, H., Miteigentum im Zwiespalt von Ideen und Interessen, München 1954; 
Aufhäuser, S., Produktionsmittelmonopol oder Miteigentum, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte, Jg. 1954, Heft 4; Hinkel, K, Beteiligung der Arbeitnehmer am Produk-
tionsmitteleigentum, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Jg. 1959, Heft 1. 
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werden können. 
Ungeachtet der Debatte um die Förderung des Miteigentums in den 
Gewerkschaften hat der DGB sich 1954 gegen das Miteigentum aus-
gesprochen. In einem Artikel heißt es beispielsweise, daß die deutschen 
Gewerkschaften das Miteigentum in Form von Arbeitnehmeraktien oder in 
einer ähnlichen Form ablehnen. Das Miteigentum bringt keine Änderung 
des gegenwärtigen Wirtschaftssystems oder der damit verbundenen 
Machtstrukturen. Durch das sogenannte Miteigentum könne keines der 
grundlegenden gesellschaftlichen Probleme wirklich gelöst werden. Es ist 
eher der Versuch, ein Surrogat für die Mitbestimmung durch die Gewerk-
schaften oder die Verstaatlichung der Schlüsselindustrien zu schaffen.8> 
Miteigentum bedeute im Grunde die Erhaltung des Status quo. Otto 
Brenner, Vorsitzender der IG Metall, hat die Forderung nach Miteigentum 
als "reaktionären Romantizismus"9> bezeichnet und den Vorwurl erhoben, 
Miteigentum bedeute für den Arbeiter den Besitz von zwei oder drei Aktien, 
was ihn zu einem Kleinkapitalisten mache, der nicht mehr den Blick für die 
wirklichen Probleme der Arbeiter hätte.10> Nun ist aber das Miteigentum 
nichts, was man einfach vom Tisch wischen kann. In veränderter Form 
taucht es auch danach in der Diskussion immer wieder auf. 
Wir möchten der Frage nachgehen, wie denn die Arbeitgeber, die ja 
genau wie die erwähnten Vertreter des katholischen Standpunkts oder die 
Gewerkschaften direkt eingebunden sind, zum Miteigentum stehen. Wenn 
es um die Streuung von Eigentum geht, haben die Arbeitgeber grund-
sätzlich nichts gegen das Miteigentum. Soll heißen, wenn das Eigentum zu 
8 ) Miteigentum wird abgelehnt. Artikel in: Welt der Arbeit, Nr. 42, 1954. 
9) Vgl. Brenner, 0., Sicherheit und Fortschritt durch eine starke IG Metall, München 
1968,S.17. 
10) Ebenda. 
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konzentriert ist, kann dies die Vorstufe sein zu einer Negierung des Rechts 
auf Eigentum und zu gewaltsamen Auseinandersetzungen. Die 
Bundesvereinigung deutscher Arbeitgeberverbände bekennt sich "zu einer 
breiten Vermögensstreuung für alle Bevölkerungsschichten als einem der 
wichtigsten gesellschaftspolitischen Ziele der Gegenwart."10 Der Arbeit-
geber Bethmann sagte auf einem Vortrag, daß das System der Freiheit nicht 
von den Wohlhabenden von gestern, sondern nur von den neuen Eigen-
tümern von morgen erhalten werden könne.12> Das ist klug gesprochen. 
Jedoch vertreten die Arbeitgeber den Standpunkt, der Ursprung des Mit-
eigentums müsse nach dem gleichen Prinzip geregelt sein wie das 
Lohneinkommen. Sie sind gegen eine vertraglich zugesicherte Gewinn-
beteiligung. Für Arbeitgeber sind die Verwirklichung des Rechts auf 
Eigentum und die Bildung von Einkommen auf der Grundlage der freien 
Entscheidung des Menschen von enormer Wichtigkeit. In diesem Punkt 
unterscheiden sich die Ansichten der Arbeitgeber grundlegend von denen 
der Arbeitnehmerseite. 
Wie hätte sich wohl Nicklisch zum Miteigentum und den damit 
verbundenen Fragen geäußert? In seiner Betriebswirtschaftslehre äußert er 
sich ja zur Frage der Gewinnbeteiligung als letztem Punkt im Prozeß der 
Ertragsverteilung. Es heißt d.a zur Gewinnbeteiligung: "Ihre Begründung 
finden solche Anteile eben in der Schwierigkeit, den vollen Wert der Arbeits-
leistung und den Grad der Fähigkeit des Betriebes, für sie Lohn zu zahlen, 
schon am Leistungstage hinreichend zu kennen. Es wird deshalb nach 
Abschluß der Jahresrechnung aus dem Gewinn, je nach dessen Höhe, ein 
11) Die große Verheißung, Artikel in: Der Volkswirt, Nr. 51/52, 20.12.1968, S. 32. 
12) Bethmann, H. Ph. von, Die politische Forderung einer breit gestreuten 
Vermögensbildung, Vortrag, gehalten vor dem Wirtschaftsforum Hessen e.V. in 
Kassel am 8.12.1969. 
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zusätzlicher Betrag gezahlt."13> Nicklisch unterscheidet seine Gewinn-
beteiligung erstens vom Miteigentum, also einem System, bei dem die 
Arbeiter Aktien der Unternehmung besitzen. Er unterscheidet sie weiterhin 
von einer Beteiligung am Umsatz, wo Zahlungen entsprechend des 
erreichten Umsatzes getätigt werden würden. Sein System der Gewinn-
beteiligung dient dem Ziel, den Arbeitenden im Zusammenspiel mit dem 
Gehalt einen gerechten Anteil vom Ertrag zukommen zu lassen. 
Dem gegenüber zählen in einem System der Aktienbeteiligung die 
Arbeiter zu den Kapitalgebern und werden entsprechend der Kapitalsumme 
an den Dividenden beteiligt. Gewinnbeteiligung bedeutet einen zusätzlichen 
Lohn für die geleistete Arbeit; das Problem dabei ist und bleibt die 
Einteilung als Lohn. Im übrigen gehört die Dividende, die den Arbeit-
nehmern in einem System der Aktienbeteiligung gezahlt wird, zur Kategorie 
der Zinsen, eine Beteiligung an den Umsätzen ist eine Prämie für eine 
Verbesserung des Betriebsergebnisses. Beide sind etwas anderes als die 
Gewinnbeteiligung, die Nicklisch meint. 
Nicklischs Ansicht, der Lohn müsse entsprechend der geleisteten 
Arbeit bezahlt werden, ist durchdrungen vom Gedanken der Wirtschaftlich-
keit. Die Gewinnbeteiligung dient dem Zweck, Wirtschaftlichkeit durch-
zusetzen. Trotzdem ist bei Vorschlägen zum Miteigentum auf Unter-
nehmungsebene manchmal zu hören, daß unter Umständen der 
unzureichende Lohn durch das Miteigentum ausgeglichen werden soll. Vom 
Nicklischschen Standpunkt aus betrachtet, birgt diese Ansicht Gefahren in 
sich. Unzureichender Lohn solle besser durch Lohnerhöhungen aus-
geglichen werden, das Miteigentum kann Lohnerhöhungen nicht ersetzen. 
Zur Begründung: Das System des Miteigentums sei so angelegt, daß ein 
13) Nicklisch, H., Die Betriebswirtschaft, Stuttgart 1932, S. 280. 
Gewinnbeteiligung und Miteigentum (::kli!il · l!lill) (37) 37 
Teil des Lohns zwangsweise in die Unternehmung investiert wird und 
folglich auch einen Teil des Risikos der Unternehmung trage. In der Tat ist 
es so, daß in Zeiten guter Konjunktur das Miteigentum vielleicht dafür sorgt, 
daß die Beschäftigten über ein Einkommen verfügen, das über dem Maß 
liegt, das mittels Lohnerhöhungen zu erreichen ist. Wenn es aber zu einer 
Krise kommt, führt das Miteigentum dazu, daß im Grunde der Lohn sinkt. 
Wenn die Unternehmung in Konkurs gehen sollte, sind auch die Aktien, die 
die Arbeitnehmer besitzen, wertlos. Früher einmal war es in den USA 
verbreitet, daß die Arbeitnehmer Aktien besaßen; 1928 hielten in 315 
Unternehmungen insgesamt rund 800,000 Arbeiter Aktien von "ihrem" 
Betrieb. Im Verlauf der Weltwirtschaftskrise, die 1928 begann, brach der 
Aktienmarkt zusammen, Betriebe gingen bankrott, und die Zahl der 
Arbeitslosen schnellte in die Höhe. Das Vertrauen in die Beteiligung durch 
Aktienbesitz ging verloren und konnte auch nicht wiederhergestellt werden. 
Die Probleme, die Nicklisch beim Miteigentum sah, waren also durchaus 
realer Natur. 
An anderer Stelle wurde bereits darauf eingegangen, daß es für 
Nicklisch wichtig war, die monetäre Kaufkraft der Haushalte zu bewahren. 
Hierin liegt die wirtschaftliche Aufgabe der Unternehmung gegenüber den 
Arbeitern. Wichtiger als das Miteigentum ist die gerechte Verteilung des 
Ertrages; sie ist die grundlegende Voraussetzung für jede Verbesserung der 
Verteilungspolitik. 
III. Einkommensverteilung über das Niveau des Betriebes hinaus 
Zur Frage des Miteigentums sind von Seiten der Gewerkschaften, der 
Katholiken wie auch der Arbeitgeber eine Menge von Vorschlägen unter-
breitet worden. Darauf sind wir im vorigen Abschnitt eingegangen. Nun sind 
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aber alle diese Vorschläge so aufgebaut, daß sie vom Miteigentum in der 
Unternehmung als einer Einheit ausgehen und auch die Gewinnbeteiligung 
an der einzelnen Unternehmung beinhalten. Wenn man sich auf die Einheit 
,eine Unternehmung' beschränkt, ist natürlich auch deren Ertrag begrenzt. 
In einer Situation, da die Unterschiede zwischen den Unternehmungen so 
enorm sind, wird auch ein mit Druck durchgesetztes Miteigentum die 
Verteilungsprobleme nicht lösen. Es nützt vielleicht den Arbeitern in Unter-
nehmungen, die hohe Gewinne erwirtschaften-für die Arbeiter in den 
übrigen Unternehmungen bleibt die Situation unverändert. Die Unter-
schiede zwischen den Unternehmungen setzen sich direkt fort und 
resultieren in Einkommensunterschieden bei den Arbeitern. Dies ist der 
Grund dafür, daß der DGB-ungeachtet der von den deutschen Gewerk-
schaften vorgebrachten Vorschläge zum Miteigentum-eine ablehnende 
Haltung an den Tag legte. Ein Miteigentum, das auf die Ebene der einzelnen 
Unternehmung beschränkt ist, kann im Gegenteil den Zusammenhalt unter 
den Arbeitern zerstören. Um das Problem der Verteilung zu lösen, bedarl es 
anderer Methoden. 
Anstelle des Miteigentums an einem Betrieb könnte zum Beispiel eine 
betriebsübergreifende Ertragsverteilung treten. In dieser Richtung äußerten 
sich verstärkt auch die Gewerkschaften. 1957 machte Bruno Gleitze, 
Direktor des Wrrtschaftswissenschaftlichen Instituts der Gewerkschaften, 
folgenden Vorschlag: Es solle ein Sozialfonds mit Sozialkapital geschaffen 
werden, der betriebsübergreifend ist und in der Finanzierung die 
Betriebsgröße beachtet. Während Großunternehmungen dazu verpflichtet 
sein würden, sollten Klein- und Mittelunternehmungen freiwillig einen 
bestimmten Teil ihres Gewinns in Form von Aktien, Anleihen oder auch 
Bargeld für diesen Sozialfonds zur Verfügung stellen. Das solcherart 
akquirierte Vermögen wird zum Sozialkapital; die Verfügungsrechte werden 
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in Form von Sozialfonds-Anteilsscheinen auf alle Arbeiter nach einem 
Schlüssel verteilt. Diese Anteilsscheine sind nach einer Sperrfrist 
veräußerbar. Also bedarf es der Schaffung eines entsprechenden Marktes für 
sie. 
Es ist darauf hinzuweisen, daß hinter diesem Vorschlag folgender 
Sachverhalt steht: Bei dem wirtschaftlichen Aufschwung, den die 
Bundesrepublik Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg erlebt hat, 
spielten Vorhandensein und Nutzung von eigenem Kapital eine förderliche 
Rolle. Die Selbstfinanzierung brachte aber auf der einen Seite eine 
Konzentration von Vermögen und auf der anderen Seite eine Veräußerung 
von Eigentum mit sich. Selbstfinanzierung bedeutet hier, daß Betriebs-
gewinne in der Unternehmung verbleiben und daß durch hohe Abschrei-
bungssummen Kapital akquiriert wird. Besonders letztere, die hohen 
Abschreibungen ("beschleunigte" Abschreibungen), werden in der 
Bundesrepublik häufig praktiziert. Erhöhte Abschreibungen bedingen eine 
Erhöhung der Kosten, was durch höhere Preise an die Konsumenten 
weitergegeben wird. Da gleichzeitig auch die Forderungen der Arbeiter 
nach Lohnerhöhungen unterdrückt werden, wird das so "freigesetzte" 
Kapital zur Quelle der Selbstfinanzierung. Ertragsverteilung über die Ebene 
des einzelnen Betriebes hinaus beabsichtigt, die Rechtmäßigkeit einer 
Vermögenskonzentration zu sichern. Verteilung von Eigentum ist etwas, das 
in der Lohnpolitik schwer zu machen ist. "Die großbetriebliche Kapital-
akkumulation ist ein volkswirtschaftlicher Prozeß, der sich unabhängig von 
der individuellen Leistung an einem Arbeitsplatz vollzieht."14> 
Gleitzes Vorschlag läuft darauf hinaus, Unternehmungen zur Gewinn-
beteiligung zu zwingen und die Arbeiter den Anteil vom Gewinn, den sie 
14) Gleitze, B., Die Bildung und Verteilung von Sozialkapital, in: Sozialer Fortschritt, Jg. 
7, 1958, Heft 2, Februar, S. 33. 
40 (40) 
erhalten, eine bestimmte Zeit lang nicht dem Verbrauch zuführen zu lassen, 
was Carl Föhl als eine "Kombination aus erzwungener Gewinnbeteiligung 
mit erzwungener Ersparnisbildung"15> bezeichnet. Gleitzes Vorschlag ist für 
die Arbeiter sehr vorteilhaft. Es besteht aber auch hier die Möglichkeit, daß 
sich Vermögen in den Händen einiger weniger konzentriert, nämlich wenn 
die Arbeiter gleich nach Erhalt ihrer Gewinnanteile diese wieder verkaufen 
würden. Genauso wenig ist klar, ob nicht eine Ausweitung des Konsums 
eine Inflation mit sich bringen würde. Um solche Ergebnisse zu verhindern, 
sollen die Gewinnanteile eine Zeit lang eingefroren und nicht zu verkaufen 
sein. Es gibt verschiedene Vorschläge, die diese Sperrfrist auf fünf bis zehn 
Jahre festlegen wollen. So gut dieser Vorschlag für die Arbeiter sein mag, es 
besteht aber die Möglichkeit, daß er für die Vertreter der anderen Seite, des 
Kapitals, weniger von Vorteil ist. Aus volkswirtschaftlicher Sicht besonders 
problematisch ist der Abfluß von Kapital ins Ausland oder der verminderte 
Zufluß von Kapital aus dem Ausland. Das kann man optimistisch oder auch 
pessimistisch sehen. Aber egal welchen Standpunkt man einnimmt, man 
entkommt nicht der Notwendigkeit, die Interessen des Investors zu 
bedenken. Für die Unternehmung als solche ist Gleitzes Vorschlag nicht 
geeignet, wirkliche Änderungen im Handeln zu veranlassen. Gleitze hat 
vorgehabt, so Föhl, daß "die an den Fonds abzuführenden Beträge den 
Unternehmungen, die sie aufzubringen haben, als Darlehen oder Beteili-
gungskapital von seiten des Fonds wieder zur Verfügung gestellt werden 
sollen", um ihre Liquidität nicht zu schmälern.16> 
Neben dem Vorschlag von Gleitze gibt es auch einen Vorschlag von 
Heinrich Deist, der ebenfalls die Ertragsverteilung über den Betrieb hinaus 
15) Föhl, a.a.O., S. 136. 
16) Ebenda, S. 137. 
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regeln will.17) Wenn man Gleitzes Vorschlag als denjenigen sieht, der für den 
Deutschen Gewerkschaftsbund der maßgebliche ist, so drückt Deists 
Vorschlag den Standpunkt der damals regierenden SPD aus. Die andere 
große politische Partei, die CDU, befürwortet-wie im vorigen Abschnitt 
gezeigt-das Miteigentum, konzentriert sich also auf den Betrieb als 
Handlungsebene. Die SPD vertritt einen Ansatz von Ertragsverteilung auf 
einer überbetrieblichen Ebene. 
Deists Vorschlag besagt, daß die Großunternehmungen entsprechend 
dem Wachstum ihres Vermögens eine Steuer zahlen müssen. Auch für 
entsprechende Erbschaften soll so kräftige Steuer bezahlt werden. Das als 
Steuern erhobene und in Form von Bargeld, Aktien oder Anteilsscheinen 
vorliegende Vermögen soll von einer Volksstiftung verwaltet werden, die 
eine eigenständige Organisation darstellt und vom Staatshaushalt 
unabhängig ist. Diese Stiftung emittiert auf der Grundlage dieses 
Vermögens Volksaktien, die auf breiter Basis verkauft werden. Diese 
Volksaktien können auch durch andere Personen als die Arbeiter erworben 
werden; allerdings soll wegen der Vermögensverteilung ein am J ahresein-
kommen orientiertes Rabattsystem eingeführt werden. Die finanziellen 
Mittel, zu denen die Stiftung durch den Verkauf der Aktien kommt, werden 
dem Land zur Verfügung gestellt und für öffentliche Zwecke verwendet. 
Deists Vorschlag ist in der Wirklichkeit eine Gewinnbesteuerung und 
somit nichts anderes als eine "Gewinnbeteiligung des Staates". Und wenn 
die Volksaktien für jedermann frei zu erwerben sind, kann es-sobald sie 
einen günstigen Preis haben-wieder zur Konzentration in den Händen 
derer kommen, die schon über viel Kapital verfügen. Wenn die Aktien 
17) Deist, H., Probleme der Vermögensbildung, in: Kleine Schriften zur Sozialpolitik 
und zum Arbeitsrecht, 4. Folge, 1961, Heft 4. 
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keinen entsprechenden Wert darstellen, wird es aber auf der anderen Seite 
niemanden geben, der sie kaufen will. Unter dem Blickwinkel des Anreizes 
für die Arbeiter zum Sparen ist der Vorschlag vielleicht erfolgversprechend, 
aber wenn es wirklich darum geht, das Sparen zu befördern, gibt es dafür 
direktere, einfachere Möglichkeiten. Im Vergleich zu Gleitzes Vorschlag 
fehlt dem Ansatz von Deist die nötige Konsequenz. 
Als jemand, der sich mit Gleitzes Vorschlag auseinandersetzt und 
diesen auch theoretisch zu untermauern versucht, ist Hans Wolfgang Büttner 
bekannt geworden. Seine Gedankenwelt ist der von Nicklisch sehr ähnlich. 
Wir möchten im folgenden mit Büttners Ansatz Nicklischs Gedanken zu 
einer betriebsübergreifenden Ertragsverteilung betrachten. 
Nicklisch begreift den Betrieb als Gemeinschaft, in der Arbeit und 
Kapital gleiche Rechte haben. Auch bei Büttner liefern Arbeiter und 
Kapitalgeber jeweils ein Element der Produktion, nämlich Arbeit oder 
Kapital, und erzeugen gemeinsam neuen Wert. Nicklisch nannte diesen 
Wert Betriebsertrag und meinte, man müsse ihn entsprechend wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten, i. e. der Leistung, verteilen. Der Betriebsertrag 
muß korrekt ermittelt werden. Dann muß die Verteilung des Betriebs-
ertrages entsprechend der Leistung erfolgen. Das ist auch bei Büttner nötig 
bzw. ist die Voraussetzung für eine Ertragsverteilung, die über den 
einzelnen Betrieb hinausgeht. Nicht erarbeiteter Ertrag kann nicht verteilt 
werden. In einem solchen Fall ( wenn also der Betriebsertrag niedriger ist 
als die gezahlten Löhne etc.) wird der Erhalt der Beiträge, den Arbeiter und 
Kapitalgeber gegenüber dem Betrieb leisten, schwierig, es wird also in der 
Konsequenz schwierig, diesen Betrieb zu erhalten. 
Wenn Arbeit und Kapital entsprechend ihrer Leistung ihren Anteil vom 
Ertrag bekommen haben und noch Ertrag übrigbleibt, so wird dieser als 
Unternehmungsgewinn bezeichnet. Er ist nicht Gewinn des Unternehmers. 
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Die Unternehmung als solche ist etwas anderes als der Unternehmer. 
Unternehmungsgewinn ist etwas, das als nicht ausgeschütteter Ertrag in der 
Unternehmung verblieben ist. Er wurde bislang meist als gesehen als 
Vermehrung des Vermögens, von dem ein Teil oder sogar der größte Teil 
dem Eigenkapital zugerechnet wird und somit wieder an die Kapitalgeber 
zurückfließt. 
Büttner setzt hier an und meint, es müsse eine neue Art von Kapital 
definiert werden. Er schreibt: "Unsere betriebswirtschaftlichen Vorstel-
lungen stehen aber einer Ausweitung des Eigenkapitals ad infinitum 
entgegen. Es gibt auch bei unserer heutigen betriebswirtschaftlichen 
Grundlage [. .. J gute Gründe dafür, das Eigenkapital nicht ständig wachsen 
zu lassen."18> Büttner schreibt also von "unseren betriebswirtschaftlichen 
Vorstellungen." Dieser Ausdruck verweist ganz klar auf eine Zugehörigkeit 
zur Nicklisch-Schule. Folgt man Nicklisch, muß der Ertrag entsprechend 
der Leistung gerecht verteilt werden. Nachdem dies geschehen ist, wäre es 
nicht richtig, übrigbleibenden Ertrag als Unternehmungsgewinn wieder 
dem Kapital zuzuführen. Das ist so, weil nämlich das Kapital bereits für die 
erbrachte Leistung seinen Anteil am Ertrag erhalten hat. Wer also sollte in 
dieser Situation den Gewinn erhalten? Büttner will diesen Gewinn als 
Sozialkapital bezeichnen, weil er "nicht das Resultat einer nachspürbaren 
Leistung etwa von Aktionären, von Arbeitnehmern des in Rede stehenden 
Unternehmens oder von dessen Managern"19> ist. Beiträge zur Gesellschaft 
zu leisten macht das Wesen ein jeder wirtschaftlichen Gesellschaft aus. Will 
man dieses Sozialkapital nun an die wirtschaftlichen Gesellschaft zurück-
geben, muß man zu einer Einkommensverteilung kommen, die über das 
18) Büttner, H. W., Vermögensbildung durch Umverteilung, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte, Jg. 1961, Heft 5, S. 265. 
19) Ebenda. 
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Niveau der einzelnen Betriebe hinausgeht. 
Der Gedanke, den nach der gerechten Verteilung des Ertrags 
übriggebliebenen Gewinn bzw. das Sozialkapital wieder der Gesellschaft 
zuzuführen, ist klar verbunden mit Nicklischs Auffassung von der 
Gemeinschaft, die im Betrieb die Zelle einer größeren Gemeinschaft, der 
Volkswirtschaft, sieht. Hier wird ein Weg aufgezeigt, der es ermöglicht, in 
einer noch besseren Form die Aufgabe des Betriebes zur Aufrechterhaltung 
der Kaufkraft der Haushalte zu erfüllen. 
IV. Schlußbetrachtung 
Wenn man sich die zu einer über das Niveau der einzelnen Unter-
nehmung hinausgehenden Vorschläge zur Ertragsverteilung betrachtet, die 
das Verteilungssystem reformieren würden, wird man in diesem Zusammen-
hang an Nicklischs Auffassungen vom Kapitalismus erinnert. Schönpflug 
weist so passend auf folgendes hin: "Das Nicklischsche System ist nicht aus 
dem Kapitalismus, aber auch nicht gegen den Kapitalismus geboren."20> In 
der Hinsicht, daß er die Existenz von Kapital und das Recht auf privates 
Eigentum bejaht, nimmt Nicklisch keine antikapitalistische Position ein. Bei 
den Punkten, wo für ihn aber die Seele der Arbeit den Geist des Betriebes 
ausmacht und die Interessen der Arbeiter einen Schwerpunkt seiner 
Überlegungen bilden, kann man nicht sagen, daß seine Lehre aus dem 
Kapitalismus geboren wurde. Nicklisch erkannte zwar das kapitalistische 
System als solches an, wollte aber die Unzulänglichkeiten, die es aufweist, u. 
a. über eine Reform des Verteilungssystems überwinden. Ausgangspunkt für 
dieses Denken war die Idee, Arbeit und Kapital hätten gleiche Rechte. Auch 
20) Schönpflug, F., Das Methodenproblem in der Einzelwirtschaftslehre, Stuttgart 1933, S. 
218. 
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die Vorschläge zur überbetrieblichen Ertragsverteilung basieren auf dem 
gleichen Fundament. 
Es ist ein Fehler, die Ertragsverteilung auf einer über die einzelne 
Unternehmung hinausgehenden Ebene als sozialistisch anzusehen, denn es 
wird der Weg beschritten, Probleme bei der Verteilung im Rahmen des 
kapitalistischen Systems zu lösen. Wie bereits gezeigt, hat die Bundes-
vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände eingesehen, "daß nicht der 
Status quo der Vermögensverteilung, sondern radikale, in Richtung auf eine 
Sozialisierung hinzielende Lösungen die Alternative zu einer Anders-
verteilung des zuwachsenden Produktionsvermögens sind."21l Und weiter: 
"Wenn die Unternehmer heute nicht zu teilen bereit sind, werden sie 
morgen alles verlieren!"22l Von einem Standpunkt, der die Sozialisierung der 
Unternehmer fürchtet, kann man in den Vorschlägen zur Ertragsverteilung 
auf betriebsübergreifendem Niveau durchaus einen Schutz gegen die 
"Schalmeien aus dem Osten"23J sehen. 
Die Ertragsverteilung im angesprochenen Modus macht auch für die 
21) Baumann, H. J., Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand - zur Zielkonformität und 
Zieleffizienz ausgewählter Investivlohn- und investiver Ergebnisbeteiligungspläne, 
Freiburg 1971, S. 165. 
22) Ebenda. 
23) Häussler, E., Jedem sein Eigentum, Stuttgart 1965, S. 139. Zur Veranschaulichung 
des Zusammenhangs sei eine längere Textpassage zitiert, in die der o. g. Satz 
eingebettet ist. Und zwar: "Seit 1917 ist der Osten mit dem Sklavensystem seiner 
privateigentumslosen Wirtschaftsordnung fast ununterbrochen militärisch und 
gesellschaftspolitisch im Vormarsch nach dem Westen. In den auch im Westen 
weithin kapitalbesitzlosen Massen sieht er seine potentiellen Verbündeten. Solange 
deren wirtschaftliche Lage erträglich ist, sind sie zwar politisch wenig anfällig gegen 
die Schalmeien aus dem Osten. Aber in einer Reihe von Ländern der freien Welt ist 
ihr Lebensstandard auch heute noch so niedrig, daß ihnen dagegen selbst der 
bescheidene Lebensstandard, den die Sowjetindustriearbeiter inzwischen erreichten, 
noch begehrenswert erscheint." 
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Arbeitnehmerseite Sinn. Es ist klar, daß heutzutage mit dem Nominallohn 
schon keine effektive Reform der Verteilung zu erreichen ist. Darüber 
hinaus war das Miteigentum an der jeweiligen Unternehmung etwas 
geworden, das die Arbeitnehmer nicht annehmen konnten. Wrr sind weiter 
oben, als wir das Miteigentum von der Seite der Unternehmung betrachteten, 
auf Nicklischs Gewinnbeteiligung eingegangen. Dieses Konzept geht aber 
davon aus, daß man die Leistung der Arbeiter erst im nachhinein richtig 
einschätzen kann, weswegen die Gewinnverteilung dann auch etwas von 
einer Berichtigung der bis dahin praktizierten Ertragsverteilung hat. Es ist 
etwas anderes als das Miteigentum, das aus einem System des Aktien-
besitzes durch Arbeitnehmer resultiert. Es gibt einige Gründe, die-vom 
Standpunkt der Arbeitnehmer aus betrachtet-gegen das Miteigentum 
sprechen. Einer davon ist, daß nur Arbeitnehmer aus Monopolbetrieben 
oder aus gut florierenden Betrieben etwas davon haben. Der zweite ist, daß 
der Zusammenhalt der Arbeiter insgesamt dabei verlorengeht. Drittes 
werden, solange die kleinste betrachtete Einheit der Betrieb ist, die Arbeiter 
durch das Miteigentum an ihn gebunden. Eine Ertragsverteilung im 
entsprechend größeren Rahmen hingegen könnte diesen Problemen, die 
beim Miteigentum in einzelnen Unternehmungen entstehen, ausweichen. 
Der Zusammenhalt der Arbeiter geht nicht verloren, und es wird eine 
gerechte Verteilung des Eigentums erreicht. 
(Dieser Beitrag wird mit der finanziellen Hilfe von dem Japanischen Verein zur 
Förderung der Wissenschaftlichen Forschung (Kagakukenkyuhihojokin) in Japan 
veröffentlicht) 
